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Gesetz 
vom 16. März 2011 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 72 

Angehörige 

1) Unter Angehörigen einer Person sind ihre Verwandten und Ver-
schwägerten in gerader Linie, ihr Ehegatte oder eingetragener Partner 
und die Geschwister des Ehegatten oder eingetragenen Partners, ihre 
Geschwister und deren Ehegatten oder eingetragene Partner, Kinder und 
Enkel, die Geschwister ihrer Eltern und Grosseltern, ihre Vettern und 
Basen, der Vater oder die Mutter ihres unehelichen Kindes, ihre Wahl- 
und Pflegeeltern, ihre Wahl- und Pflegekinder, die Vormünder Minder-
jähriger und ihre Mündel zu verstehen. 

2) Personen, die miteinander in faktischer Lebensgemeinschaft leben, 
werden wie Angehörige behandelt, Kinder und Enkel einer von ihnen 
werden wie Angehörige auch der anderen behandelt. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 139/2010 und 14/2011 
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§ 88 Abs. 2 Ziff. 1 

1. die verletzte Person mit dem Täter in auf- oder absteigender Linie 
verwandt oder verschwägert oder sein Ehegatte, sein eingetragener 
Partner, sein Bruder oder seine Schwester oder nach § 72 Abs. 2 wie 
ein Angehöriger des Täters zu behandeln, 

§ 106 Abs. 1 Ziff. 3 

3. die genötigte Person zur Eheschliessung, zur Eintragung einer Part-
nerschaft, zur Prostitution oder zur Mitwirkung an einer pornogra-
phischen Darbietung (§ 215a Abs. 3) oder sonst zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Inte-
ressen der genötigten oder einer dritten Person verletzt, 

§ 117 Abs. 3 

3) Richtet sich eine der in den §§ 111, 112, 113 und 115 mit Strafe be-
drohten Handlungen gegen die Ehre eines Verstorbenen oder Verschol-
lenen, so sind sein Ehegatte, sein eingetragener Partner, seine Verwand-
ten in gerader Linie und seine Geschwister berechtigt, die Verfolgung zu 
verlangen. 

§ 136 Abs. 4 

4) Der Täter ist nur auf Verlangen der in ihren Rechten verletzten 
Person zu bestrafen, wenn die Berechtigung, über das Fahrzeug zu ver-
fügen, seinem Ehegatten, seinem eingetragenen Partner, einem Verwand-
ten in gerader Linie, seinem Bruder oder seiner Schwester oder einem 
anderen Angehörigen zusteht, sofern er mit diesem in Hausgemeinschaft 
lebt, oder wenn ihm das Fahrzeug von seinem dazu berechtigten Dienst-
geber anvertraut war. Eine bloss vorübergehende Berechtigung kommt 
nicht in Betracht. 

§ 141 Abs. 3 

3) Wer die Tat zum Nachteil seines Ehegatten, seines eingetragenen 
Partners, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder seiner 
Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern 
er mit diesem in Hausgemeinschaft lebt, ist nur auf Verlangen der in 
ihren Rechten verletzten Person zu bestrafen. 
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§ 150 Abs. 3 

3) Wer die Tat zum Nachteil seines Ehegatten, seines eingetragenen 
Partners, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder seiner 
Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen, sofern er mit 
diesem in Hausgemeinschaft lebt, begeht, ist nur auf Verlangen der in 
ihren Rechten verletzten Person zu bestrafen. 

§ 166 Abs. 1 

1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Datenbeschädigung, eine Störung 
der Funktionsfähigkeit eines Computersystems, einen Diebstahl mit 
Ausnahme der in den §§ 129 Ziff. 4, 131 genannten Fälle, einen Daten-
diebstahl, eine Entziehung von Energie, eine Veruntreuung, eine Unter-
schlagung, eine dauernde Sachentziehung, einen Eingriff in fremdes Jagd- 
oder Fischereirecht mit Ausnahme der in den §§ 138 Ziff. 2 und 3, 140 
genannten Fälle, einen Betrug, einen betrügerischen Datenverarbeitungs-
missbrauch, eine Untreue oder eine Hehlerei zum Nachteil seines Ehe-
gatten, seines eingetragenen Partners, eines Verwandten in gerader Linie, 
seines Bruders oder seiner Schwester oder zum Nachteil eines anderen 
Angehörigen begeht, sofern er mit diesem in Hausgemeinschaft lebt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen, wenn die Tat jedoch sonst mit einer Freiheitsstrafe bedroht 
wäre, die drei Jahre erreicht oder übersteigt, mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
Ein Vormund, der zum Nachteil seines Mündels handelt, wird jedoch 
nicht begünstigt. 

Überschrift vor § 192 

Strafbare Handlungen gegen Ehe, Familie und eingetragene Partnerschaft 

§ 192 

Mehrfache Ehe oder eingetragene Partnerschaft 

Wer eine neue Ehe schliesst oder eine eingetragene Partnerschaft be-
gründet, obwohl er verheiratet ist oder eine eingetragene Partnerschaft 
führt, oder wer mit einer verheirateten Person oder einer Person, die eine 
eingetragene Partnerschaft führt, eine Ehe schliesst oder eine eingetragene 
Partnerschaft begründet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 
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§ 193 

Ehe- und Partnerschaftstäuschung 

1) Wer einen anderen durch Täuschung über Tatsachen, deretwegen 
die Ungültigerklärung der Ehe oder eingetragenen Partnerschaft begehrt 
werden kann, verleitet, mit ihm die Ehe zu schliessen oder die eingetra-
gene Partnerschaft zu begründen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
zu bestrafen. 

2) Der Täter ist nur dann zu bestrafen, wenn die Ehe oder eingetrage-
ne Partnerschaft wegen der Täuschung für ungültig erklärt worden ist. 
Auch ist er nur auf Verlangen des Verletzten zu verfolgen. 

§ 290 Abs. 2 

2) Die durch eine Ehe, eingetragene Partnerschaft oder faktische Le-
bensgemeinschaft begründete Eigenschaft einer Person als Angehöriger 
bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe, eingetragene Partnerschaft oder fakti-
sche Lebensgemeinschaft nicht mehr besteht. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetz vom 16. März 2011 
über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare in Kraft. 
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Die Regierung, nach Kenntnisnahme von dem Bericht über das Ergebnis 
der Volksabstimmung vom 17./19. Juni 2011, wonach sich ergibt: 

Zahl der Stimmberechtigten 18 840 
Zahl der abgegebenen Stimmen 13 976 
Annehmende sind 9 239 
Verwerfende sind 4 197 
Ungültige Stimmen 468 
Leere Stimmen 72 

beschliesst: 

die Referendumsvorlage betreffend das Gesetz vom 16. März 2011 über 
die Abänderung des Strafgesetzbuches (Gesetzespaket "eingetragene Part-
nerschaft") wird als vom Volk angenommen erklärt. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Klaus Tschütscher 
Fürstlicher Regierungschef 


